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Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Baranya Megyei Bíróság 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Mahagében Kft. 

Beklagter: Nemzeti Adó- és Vámhivatal Dél-dunántúli Regionális 
Adó Főigazgatósága 

Vorlagefragen 

1. Ist die Richtlinie 2006/112 über das gemeinsame Mehrwert­
steuersystem ( 1 ) dahin auszulegen, dass einem Mehrwertsteu­
erpflichtigen, der die materiellen Voraussetzungen der Richt­
linie für den Vorsteuerabzug erfüllt, sein Recht auf Vorsteu­
erabzug durch nationale Vorschriften oder Praktiken entzo­
gen werden kann, die den Abzug der beim Erwerb von 
Gegenständen gezahlten Vorsteuer untersagen, wenn die 
Rechnung das einzige wahrheitsgemäße Dokument für den 
Nachweis der Lieferung der Gegenstände ist und der Steuer­
pflichtige kein vom Aussteller der Rechnung ausgestelltes 
Dokument besitzt, das dem Nachweis dient, dass dieser 
über die Gegenstände verfügte, sie liefern konnte und seinen 
Erklärungspflichten nachgekommen ist? Kann ein Mitglied­
staat, um die ordnungsgemäße Erhebung der Mehrwertsteuer 
sicherzustellen und Steuerhinterziehungen zu verhindern, auf 
der Grundlage von Art. 273 der Richtlinie verlangen, dass 
der Empfänger der Rechnung im Besitz eines weiteren Do­
kuments ist, das dem Nachweis dient, dass der Aussteller der 
Rechnung über die Gegenstände verfügte und dass diese an 
den Rechnungsempfänger geliefert oder zu ihm befördert 
wurden? 

2. Ist der Begriff der Sorgfaltspflicht in § 44 Abs. 5 des unga­
rischen Mehrwertsteuergesetzes, auf dessen Grundlage die 
Steuerbehörde und die Rechtsprechung vom Rechnungsemp­
fänger verlangen, dass er sich vergewissern muss, ob der 
Rechnungsaussteller mehrwertsteuerpflichtig ist, er die Ge­
genstände in seinen Büchern erfasst hat und er seinen Ver­
pflichtungen hinsichtlich der Erklärung und Abführung der 
Mehrwertsteuer nachgekommen ist, mit den Grundsätzen 
der Neutralität und der Verhältnismäßigkeit, die der Gerichts­
hof wiederholt im Zusammenhang mit der Durchführung 
der Richtlinie anerkannt hat, vereinbar? 

3. Sind die Art. 167 und 178 Buchst. a der Richtlinie 
2006/112 dahin auszulegen, dass sie nationalen Vorschriften 
oder Praktiken entgegenstehen, die das Recht auf Vorsteuer­
abzug von der Voraussetzung abhängig machen, dass der 

Steuerpflichtige, der die Rechnung empfängt, nachweisen 
kann, dass die Gesellschaft, die die Rechnung ausgestellt 
hat, vorschriftsmäßig handelt? 

( 1 ) Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl. L 347, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen des Court of Appeal (England 
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Klägerin: Neurim Pharmaceuticals (1991) Ltd 

Beklagter: Comptroller-General of Patents 

Vorlagefragen 

1. Ist im Rahmen der Auslegung von Art. 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1768/92 ( 1 ) (jetzt Verordnung [EG] Nr. 
469/2009 ( 2 )) (im Folgenden: ESZ-Verordnung) in Fällen, in 
denen eine Verkehrsgenehmigung (A) für ein einen Wirkstoff 
enthaltendes Arzneimittel erteilt wurde, Art. 3 Buchst. d 
dahin zu verstehen, dass er der Erteilung eines ergänzenden 
Schutzzertifikats auf der Grundlage einer jüngeren Verkehrs­
genehmigung (B) für ein anderes, denselben Wirkstoff ent­
haltendes Arzneimittel entgegensteht, wenn sich die Grenzen 
des durch das Grundpatent gewährten Schutzes im Sinne 
von Art. 4 nicht auf das Inverkehrbringen des von der älte­
ren Verkehrsgenehmigung erfassten Erzeugnisses erstrecken? 

2. Falls die Erteilung des ergänzenden Schutzzertifikats nicht 
ausgeschlossen ist, folgt dann, dass es sich im Rahmen der 
Auslegung von Art. 13 Abs. 1 der ESZ-Verordnung bei „der 
ersten Genehmigung für das Inverkehrbringen in der Ge­
meinschaft“ um eine Genehmigung für das Inverkehrbringen 
eines Arzneimittels in den Grenzen des durch das Grund­
patent gewährten Schutzes im Sinne von Art. 4 handeln 
muss? 

3. Ändern sich die Antworten auf die vorstehenden Fragen, 
wenn die ältere Verkehrsgenehmigung für ein Tierarzneimit­
tel mit einer bestimmten Indikation und die jüngere Ver­
kehrsgenehmigung für ein Humanarzneimittel mit einer an­
deren Indikation erteilt worden sind? 

4. Ändern sich die Antworten auf die vorstehenden Fragen, 
wenn für die jüngere Verkehrsgenehmigung ein vollständiger 
Antrag auf Erteilung einer Verkehrsgenehmigung nach Art. 8 
Abs. 3 der Richtlinie 2001/83/EG ( 3 ) (früher ein vollständiger 
Antrag nach Art. 4 der Richtlinie 65/65/EWG ( 4 )) erforder­
lich war?
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